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TOP 1: Begrüßung
· Frau Dr. Rehse leitet die Sitzung und begrüßt die Teilnehmenden. 
· Die Tagesordnung sowie die Einladung wurden den Teilnehmenden am 10.04.2026 zugesandt.
TOP 2: Protokollkontrolle
· Das Protokoll der letzten Sitzung wurde den Teilnehmenden am 11.03.2026 zugesandt.
· Das Protokoll der letzten Sitzung wird ohne Änderungswünsche angenommen. 
TOP 3: Schwerpunktthema der Abteilung Frauen und Gleichstellung – Vorstellung des barrierefreien Frauenhauses durch die Interkulturelle Initiative e.V.
· Frau Dr. Lehmann (Geschäftsführerin der Interkulturellen Initiative e.V.) und Frau Turhan-Cetin (Leitung des Frauenhauses) stellen sich und den Verein Interkulturelle Initiative als Träger des Frauenhauses vor.
· In Deutschland wurde vor 50 Jahren das erste Frauenhaus im Grunewald eröffnet. Die Interkulturelle Initiative ist der Nachfolgeverein des Gründungsvereins des ersten Frauenhauses. Der Träger betreibt das Frauenhaus, Zufluchtswohnungen als Anschlusslösung für Frauen aus dem Frauenhaus und eine Fachberatungs- und Interventionsstelle.
· 2021 wurde das erste komplett barrierefreie Frauenhaus eröffnet. Das nicht barrierefreie Frauenhaus besteht weiterhin. Demnächst soll ein weiteres komplett barrierefreies Frauenhaus entstehen.
· 98% der Frauen haben einen Migrationshintergrund und haben meist schon Diskriminierungs- oder Rassismuserfahrungen gemacht. Für die Arbeit mit behinderten Frauen oder Kindern wurden verschiedene Fortbildungen absolviert, aber in erster Linie werden die Frauen immer mit einbezogen und durch die neuen Herausforderungen wird stetig dazugelernt.
· Baulich ist das Frauenhaus nun ausgerüstet mit einem Fahrstuhl, barrierefreien Bädern, Küchen und WCs, automatischen Türöffnern, Stufen- und Treppenmarkierungen sowie Bodenindikatoren. Nach praktischen Erfahrungen mit betroffenen Frauen gibt es weitere Nachrüstungsideen, wie z.B. eine Türklingelsendeakustik, eine Blitzlampe, Babyphone für Gehörlose und eine Beschriftung in Blindenschrift. 
· Manche Frauen sind nicht selbst von einer Beeinträchtigung betroffen, sondern kommen wegen ihrer Kinder, die eine Beeinträchtigung haben, in das Frauenhaus. Dadurch ergeben sich auch ganz unterschiedliche Bedarfe für Frauen und Kinder mit Behinderungen.
· Es wurden bereits 8 gehörlose Frauen, 7 blinde Frauen, 14 Frauen mit Rollstühlen, 9 Frauen mit Rollatoren und 6 Frauen mit einer intellektuellen Beeinträchtigung aufgenommen. 6 Kinder mit Mehrfachbehinderungen wurden aufgenommen. Das Frauenhaus ist aber keine Betreuungseinrichtung und die Frauen haben ihr Leben vor dem Einzug ins Frauenhaus selbständig organisiert. Dennoch ist der Betreuungs- und Unterstützungsbedarf dieser Frauen wesentlich höher als bei Frauen ohne eine Behinderung.
· Herausfordernd ist u.a. die Antragstellung für die Eingliederungshilfe für die Frauen oder Kinder aufgrund langer Bearbeitungszeiten, teils fehlender Diagnosen und fehlendem Fachpersonal. Oft müssen überbrückend provisorische Lösungen gefunden werden. Auch Therapieplätze, Termine beim SPZ oder entsprechende Schulplätze sind nicht zeitnah verfügbar. Bei gehörlosen Frauen ist der Mangel an verfügbaren Gebärdensprachdolmetschenden problematisch.
· Sehr schwierig ist außerdem die Weitervermittlung der Frauen in andere Wohnformen. Nicht alle Wohnformen sind bereit, Frauen mit Behinderungen aufzunehmen und es gibt viel zu wenig barrierefreie Angebote. 
· Das Frauenhaus ist eigentlich immer zu 100 %, manchmal mehr, ausgelastet. Da es oft schwierig ist, die Frauen in andere Projekte zu vermitteln, bleiben diese oft länger als geplant.
· Leider können aufgrund der Bestimmungen nicht regulär Haustiere aufgenommen werden, sondern nur in Ausnahmefällen Assistenzhunde. Dies hat in der Vergangenheit in einem Fall sehr gut funktioniert und war auch für andere Frauen bereichernd und hilfreich.
· Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Frauen und Kinder mit Behinderungen eine sehr heterogene Gruppe sind, dass die Anonymität durch eine notwendige Hinzuziehung Dritter gefährdet sein kann, die Betreuung viel umfangreicher ist und es sehr viele strukturelle Barrieren für die betroffenen Frauen in Berlin gibt. Es bräuchte schnelle, unbürokratische Soforthilfen bis zur Klärung der Anträge. Gewaltschutz und die Versorgung und Unterstützung von Menschen mit Behinderungen müssten zusammengedacht werden und sich neue Strukturen mit Anschlussprojekten für die Zeit nach dem Frauenhaus entwickeln. Dafür bedarf es auch mehr Fortbildungen für die Schaffung von Schnittstellen und einer Sensibilisierung für Intersektionalität sowie mehr Personal. Durch das Gewalthilfegesetz und die Istanbul-Konvention ist das Thema Gewaltschutz allerdings glücklicherweise viel stärker in den Fokus gerückt und wird finanziell mehr unterstützt.
· Auf Nachfragen wird noch folgendes erläutert:
· Für die Entwicklung des barrierefreien Frauenhauses wurde eine auf Barrierefreiheit spezialisierte Architektin hinzugezogen. Es konnte ein Bestandshaus entsprechend umgebaut werden.
· Söhne können bis 18 Jahre mit aufgenommen werden, egal ob mit oder ohne Behinderung, wenn Sie auf der Seite der Mutter stehen. Im Einzelfall könnten auch ältere, von den Müttern rechtlich betreute Söhne aufgenommen werden.
· Frau Stenger bietet an, bei der Vernetzung und möglicherweise auch finanzieller Unterstützung behilflich zu sein. 
· Frau Kaup weist noch auf die Möglichkeit der Beratung durch die Beratungsstellen für Menschen mit Behinderungen und chronischen Krankheiten bei den Bezirken hin und auf die Möglichkeit der Nutzung des telefonischen Gebärdendolmetscherdienstes mit Videoanruf zur Erleichterung der Kommunikation.
· Herr Helbing weist auf die besonders herausfordernde Situation gehörloser Frauen hin. Viele Frauenhäuser sind nicht auf die Bedürfnisse gehörloser Frauen ausgerichtet und es gibt zu wenig Übersetzungen durch Gebärdensprachdolmetscher*innen, zu wenig Beratungsangebote und zu wenig geschultes Personal für diese Frauen. Er fordert einen wirklich barrierefreien Zugang zu allen Hilfs- und Beratungsangeboten.
· Ein großes Problem, welches mehr Aufmerksamkeit bedarf, ist die Tatsache, dass es immer noch keine strukturierten Hilfsangebote für von Gewalt betroffene, behinderte Männer gibt. Frau Braunert-Rümenapf erklärt dazu, dass es trotz wiederkehrender Bemühungen ihrerseits noch keine Fortschritte gibt.
· Frau Bozdag vom Verein Interaktiv bietet den Kolleginnen vom Frauenhaus an, sie bei schwierigen bürokratischen Angelegenheiten wie Widersprüchen zu unterstützen.
· Es erfolgt eine systematische Erfassung und Auswertung der Daten der aufgenommenen Frauen.
· Frau Nehl wird zum Tätigkeitsbericht des barrierefreien Frauenhauses (nachgefragt von Frau Braunert-Rümenapf) in der nächsten Sitzung informieren.

TOP 4: Themen der Abteilung Soziales
· [bookmark: _Hlk231552622]SGB XIV – Teilhabeansprüche von Kindern und Jugendlichen 
· Das Thema wurde vom Landesbeirat eingebracht mit dem Vorschlag, dass bei Teilhabeansprüchen von Kindern und Jugendlichen im Rahmen sozialer Entschädigungsansprüche nach dem SGB XIV das Teilhabeverfahren auf Antrag der Antragsberechtigten durch den bezirklichen Teilhabefachdienst Jugend durchgeführt werden kann und nicht durch das LAGeSo.
· Frau Cramer v. Clausbruch erklärt dazu, dass in der Praxis bereits seit einigen Jahren die Anträge durch die Jugendämter gestellt werden. Die Bescheidung der Entschädigungsanträge dauert wegen der Prüfung von vielen Akten verschiedener Stellen (z.B. Gerichtsakten, Polizeiakten) und einer Begutachtung mitunter sehr lange. Das LAGeSo ist erst auch für das Teilhabeverfahren zuständig, wenn ein positiver Entschädigungsbescheid erstellt wurde und die Teilhabeleistung im ursächlichen Zusammenhang mit dem Entschädigungsgrund steht. Seit 2025 gibt es ein Rundschreiben (von den für Soziales und Jugend zuständigen Bundesministerien), welches regelt, dass Leistungen für Kinder und Jugendliche in diesen Fällen durch die Teilhabefachdienste der Jugendämter festgestellt und geleistet werden. Sollte später ein Entschädigungsanspruch festgestellt werden, werden die entstandenen Kosten den Jugendämtern durch das LAGeSo erstattet. Deshalb ist es nicht notwendig, an den bestehenden Regelungen etwas zu ändern. Bei Entschädigungsanträgen nach Impfschäden bei Kindern und Jugendlichen wird genauso verfahren.
· Das erwähnte Rundschreiben soll mit dem Protokoll versendet werden.

· [bookmark: _Hlk228959826] 3. Änderung der Sonderpädagogikverordnung
· Frau Dr. Würtz teilt mit, dass es in der Vergangenheit einen Disput zwischen der Bildungsverwaltung und der Sozialverwaltung gab und man weiterhin im Austausch ist. Es wurde im letzten Jahr die 3. Änderung der Sonderpädagogikverordnung veröffentlicht, ohne die Änderungsvorschläge der Sozialverwaltung aufzunehmen. 
· Zur bevorstehenden 4. Änderung der Sonderpädagogikverordnung gab es einen Austausch, in dem sich die Vertretungen der Bildungsverwaltung kompromissbereit zeigten. Deshalb ist man zuversichtlich, dass Änderungsvorschläge in die Verordnung mit aufgenommen werden.

· Aktuelles zum neuen Berliner Maßnahmenplan (weiteres Verfahren, qualifizierte Rückmeldung)
· Es gab eine qualifizierte Rückmeldung zu den Änderungsvorschlägen des Konzeptes zum neuen Maßnahmenplan gegenüber dem Vorsitzteam des Landesbeirates für Menschen mit Behinderungen SenASGIVA, den Koordinierungsstellen der Senatsverwaltungen, der Landesbeauftragten und dem Deutschen Institut für Menschenrechte.
· Das ergänzte Konzept soll anschließend als Senatsvorlage in den Senat gehen, um nach der Wahl einen starken Rückhalt für die Umsetzung zu haben.
TOP 5: Themen der Abteilung Vielfalt und Antidiskriminierung
· Beteiligung im Rahmen des Landesdemokratiefördergesetzes
· Frau Talbot berichtet, dass es eine Beteiligung durch den Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen gab, wofür sich die Abteilung sehr bedankt.
· Die Hinweise zur Verankerung von Maßgaben zur Barrierefreiheit, zur Intersektionalität und zur Berücksichtigung von sprachlichen Barrieren im Normtext werden begrüßt und aktuell juristisch geprüft. Eine schriftliche Rückmeldung an den Landesbeirat wird nach Auswertung der Vorschläge noch erfolgen.
· Herr Probst teilt mit, dass bestimmte Gruppen, wie z.B. Wohnungslose, Obdachlose, armutsbetroffene Menschen oder langzeitarbeitslose Menschen leider nicht in die Beteiligung einbezogen wurden. Frau Talbot wird dies der Fachabteilung weitergeben.

TOP 6: Themen der Abteilung Integration und Migration
· Für die Abteilung Integration und Migration werden keine aktuellen Maßnahmen vorgestellt. 

TOP 7: Themen der Abteilung Arbeit und Berufliche Bildung
· Frau Böttcher berichtet über Aktuelles aus der Abteilung:
· Durch Herrn Metzing vom Landesbeirat wurden im Vorfeld Fragen eingebracht, auf die heute kurz eingegangen wird:
· Gibt es ein gesondertes Gremium im Rahmen der Jungendberufsagentur, welches sich mit Belangen von jungen Menschen mit Behinderungen befasst? 
Antwort: Es gibt ein Lenkungsgremium, verschiedene Arbeitsgruppen, Fachgespräche und andere Gremien. Wer noch genaueres erfahren möchte, kann sich gerne an Frau Cypra wenden.
· Zur Umsetzung der Fachkräftestrategie:  Gibt es eine Zwischenevaluation bzgl. der Ergebnisse bzw. zum Erfolg dieser Strategie?
Antwort: Eine konkrete Zwischenevaluation gibt es nicht, da ein permanentes Monitoring der beteiligten verschiedenen Senatsverwaltungen in der interministeriellen Arbeitsgruppe erfolgt.
· Einführung/Umsetzung einer Ausbildungsplatzumlage: Welcher Gesetzentwurf soll beschlossen werden? Erfolgte hierzu eine Beteiligung?
Antwort: Die geplante Ausbildungsplatzumlage wurde von Seiten der Wirtschaft kritisch gesehen. Ziel ist eine solidarische Umlagefinanzierung, weil es in Berlin zu wenig Betriebe gibt, die ausbilden und gleichzeitig zu wenig Fachkräfte in den Betrieben. Diejenigen Betriebe, die ausbilden, sollen die Ausbildungskosten durch die Umlage refinanziert bekommen. Der Prozess der Beteiligung wurde kurz vor der Verbändeanhörung unterbrochen, weil der Entwurf des Gesetzes nach Wunsch der Fraktionen als Parlamentsgesetz eingereicht wurde. Das senatsseitige Verfahren wurde damit abgebrochen und die geplante Verbändeanhörung fand nicht statt.
Auf Nachfrage erläutert Frau Böttcher noch, dass für Unternehmen, die sich aktiv um Auszubildende bemühen, aber keine finden, die Höhe der Umlage auch berechnet wird. Kleine Unternehmen sind von der Abgabe ausgenommen, für mittlere Unternehmen bestehen Härtefall- und Ausnahmeregelungen. Von der Abgabepflicht sind Unternehmen mit mindestens zehn Beschäftigten erfasst, deren Ausbildungsquote geringer ist als 4,6 Prozent. Die Höhe richtet sich nach der Bruttolohnsumme.  Außerdem wird die Beschäftigtenquote und die angebotenen Ausbildungsplätze betrachtet, so dass die Umlage auch entfallen kann. Es handelt sich um ein temporär angelegtes Gesetz, mit dem 2000 zusätzliche Ausbildungsplätze geschaffen werden sollen. Wenn dies erreicht ist, ist das Gesetz obsolet. Wenn über drei Jahre hinweg das Ziel dauerhaft erreicht bzw. überschritten wird, wird nach jetzigen Stand die Regelung aufgehoben.

TOP 8: Aktuelles/Sonstiges
· Notfalllösung für mobilitätseingeschränkte Personen, die aufgrund eines Aufzugausfalles nicht in ihre Wohnung zurückkehren (oder diese nicht mehr verlassen können)
· Frau Braunert-Rümenapf erläutert die Problematik von ausgefallen Aufzügen in Wohnhäusern, wodurch Menschen mit Beeinträchtigungen wochenlang ihre Wohnung nicht verlassen können bzw. nicht in ihre Wohnung kommen. Die soziale Teilhabe ist dadurch nicht mehr möglich. Es gibt keine rechtliche Regelung für Arbeitgeber, wie damit umzugehen ist, wenn Menschen dann nicht zu ihrem Arbeitsplatz kommen.
· Eine Idee wäre eine Ausweitung der Treppenhilfe des Sonderfahrdienstes.
· Herr Metzing teilt mit, dass er die Vermieter bzw. Wohnungsgesellschaften in der Pflicht sieht.
· Herr Helbing berichtet, dass der Aufzug in seinem Haus seit drei Wochen defekt ist und ihm als Rollstuhlfahrer erhebliche Probleme bereitet. Die Hausverwaltung teilte auf Nachfrage nur mit, dass sie auf mehrere Kostenvoranschläge für die Reparatur wartet. Durch den Mieterverein wurde eine Beschwerde eingereicht, auf die mit einer angebotenen Mietminderung von 15% für einen Monat seitens der Hausverwaltung reagiert wurde. Frau Kaup ergänzt dazu, dass in solchen Fällen 30-50 % Mietminderung üblich wären.
· Herr Probst weist noch darauf hin, dass Aufzugsausfälle auch sehr viele ältere Menschen betreffen, die körperlich eingeschränkt sind.
· Auch Frau Bozdag berichtet im Rahmen der Unterstützung durch ihren Verein von der schwierigen Kommunikation zu Vermietern oder Hausverwaltungen, die Reparaturen hinauszögern. Es bräuchte mehr Druck auf Vermieter.
· Herr Koellner schlägt vor, junge Menschen im Rahmen ihres Bundesfreiwilligendienstes oder des Freiwilligen Sozialen Jahres zur Unterstützung der Menschen bei Aufzugsausfällen zu verpflichten.
· Frau Dr. Rehse wird das Thema auch für die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften mitnehmen. Sie sieht die Verantwortung ebenfalls bei den Vermietern.

· Stand Fachliche Weisung zur Persönlichen Assistenz
Frau Stenger fragt nach dem aktuellen Stand der neuen Fachlichen Weisung. Frau Dr. Rehse teilt dazu mit, dass die Fachliche Weisung an das LAGeSo gegeben wurde und dieses nun entsprechend bescheiden sollte.

· Einrichtung einer Unter-AG mit dem LAGeSo
[bookmark: _Hlk228974430]Frau Braunert-Rümenapf schlägt eine regelmäßig tagende Unter-AG mit dem LAGeSo vor, da es immer wieder Themen gibt, die das LAGeSo betreffen.
Herr Staatssekretär Bozkurt hat sich auf Nachfrage der Abteilung gegen die Einrichtung einer zusätzlichen Unter-AG ausgesprochen und schlägt stattdessen vor, bei Bedarf Vertretungen aus dem LAGeSo zur AG MmB einzuladen. Sollte dies nicht praktikabel sein, könnte man die Idee noch einmal aufgreifen.
Herr Metzing schlägt dagegen eine Sondersitzung mit dem LAGeSo vor. 
Frau Khalil spricht sich ebenso für eine Sondersitzung aus, in der nur Themen des LAGeSo besprochen werden, da die Zeit dafür in den regulären AG-Sitzungen nicht ausreicht.
Frau Dr. Rehse bittet darum, jetzt erst einmal die Wahlen abzuwarten, bevor neue Strukturen aufgebaut werden. Einzelne Termine mit Vertretungen des LAGeSo und des Landesbeirats, wie beispielsweise im letzten Jahr einer stattfand, sind aber auch möglich.

· Kürzungen in der Eingliederungshilfe
[bookmark: _Hlk231553901]Frau Braunert-Rümenapf berichtet mit großer Sorge von geplanten Kürzungen in der Eingliederungshilfe sowie in der Kinder- und Jugendhilfe im Vorschlagsbuch der Bundesregierung. Es wurde dazu in der Konferenz der Landesbeauftragten und des Bundesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen ein Positionspapier verabschiedet, welches mit dem Protokoll versendet werden soll.



· Notfallkarte gegen Gewalt für Lichtenberg
Frau Kaup stellt eine neue Notfallkarte gegen Gewalt vor, mit wichtigen Telefonnummern und Beratungsstellen für Menschen, die von Gewalt betroffen sind. Es gibt eine Piktogrammkennzeichnung für die Barrierefreiheit der einzelnen Stellen und eine Karte in Punktschrift, jeweils mit QR-Code zur Internetseite. Man kann gerne im eigenen Bezirk nachfragen, ob es dort auch eine Notfallkarte gibt. Ein Link zur Notfallkarte für Lichtenberg soll mit dem Protokoll versendet werden.


Protokollantin: Susanna Cypra
